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EXKLUSIV mit Gruppenrabatt für PflichtschullehrerInnen 
in Kärnten & deren Familienangehörige

WIR VERSICHERN DAS WUNDER MENSCH.

GesundheitsPlus (optional) 
•  Merkur garantiert Ihnen 50% Prämienersparnis ab dem 65. Lebensjahr
• Und/oder garantierter Prämienbonus von 2 Monatsprämien

Merkur Gesundheitsvorsorge-Programm ego4you 
Sie wählen z.B. aus den Programmen:
• AKTIV Sport • AKTIV Harmonie oder •  AKTIV Medizin
Das Angebot reicht von klassischer Schulmedizin über fernöstliche Medizin, von speziellen Programmen  
für innere und äußere Schönheit bis zu einem Stressbewältigungsprogramm und speziell abgestimmten  
Trainingsprogrammen für sportlich Ambitionierte.

GUTE Gründe, die für die Merkur Privatklasse sprechen:
• 20 % Gruppenrabatt und 6 % Familienbonus
• Zugang zur bestmöglichen medizinischen Betreuung

•  Aktive Mitgestaltung bei Ihrer persönlichen Gesundheitsvorsorge

• Freie Wahl des Arztes und des Krankenhauses

•  Behandlung sowohl durch Schulmedizin als auch durch Ganzheitsmedizin

•  Sinnvolle Ergänzung zur staatlichen Gesundheitsversorgung

Privatklasse
Merkur GesundheitsvorsorGe
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Für Unterkärnten: 
Herr Organisationsleiter Marc Ebner

Landesdirektion Kärnten
9020 Klagenfurt, Lidmanskygasse 17

Tel.: 0463/51 18 48-3612, Mobil: 0664/848 16 19
E-Mail: marc.ebner@merkur.at

Für Oberkärnten: 
Herr Organisationsleiter Manfred Fischer

Geschäftsstelle Villach
9500 Villach, Nikolaigasse 39

Tel.: 04242/25 2 74-4626, Mobil: 0664/819 95 98
E-Mail: manfred.fischer@merkur.at

Für Ihre individuelle Beratung wenden Sie sich bitte an Ihre Merkur-Anprechpartner
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Während die 3 Maßnahmen

w  �Finanztransaktionssteuer

w  �Immobiliensteuer und

w  ��Abgeltungssteuer für Steuerhinterziehung über Schweizer Konten

hinsichtlich ihrer Einbringung unsicher sind, werden sieben andere Maßnahmen sicherlich ins Schwarze treffen. Denn das 
geschützte Vermögen kann sich zurücklehnen und bei der breiten Masse der Bevölkerung wird abkassiert:

w  �2013 – Nulllohnrunde im öffentlichen Dienst

w  �Negative Beispielwirkung auf Kollektivvertragsverhandlungen im Herbst 2012

w  �Verschlechterungen im Bereich der Korridorpension

w  �Verschlechterung im Bereich der Invaliditätspension

w  �Pensionserhöhungen unter der Inflationsrate

w  �Halbierung der Bausparprämie

w  �Halbierung der staatlichen Zuschüsse zu Zukunftsvorsorge

Abseits des „Stabilisierungspaketes“ erweist sich die ÖVP entgegen der Meinung führender Schulexperten permanent als 
Verhinderer von sinnvollen Reformen und Förderer von faulen Kompromissen. Die geplante Implementierung der Neuen 
Mittelschule ins Regelschulwesen führt zu Jubelstimmung bei den Konservativen, weil damit ihre geliebte AHS-Langform 
der Schullandschaft erhalten bleibt. Garniert wird diese sture Haltung noch mit oft provozierenden öffentlichen Äuße-
rungen. Bemerkenswert dabei ist z.B. die Aussage des 
ÖVP-Generalsekretärs Rauch: „Nach dem Ergebnis des 
Bildungsvolksbegehrens ist die Gesamtschule vom Tisch, 
die ÖsterreicherInnen wollen sie nicht“.  Wie schaut es 
mit der Beachtung von Umfragen aus, die eine quali-
fizierte Mehrheit der Bevölkerung für Erbschafts- und 
Vermögenssteuern ausweisen?  

Die Neue Mittelschule ist keine Gemeinsame Schule. Das 
Ziel der sozialdemokratischen LehrerInnen war, ist und 
bleibt die „Langform Pflichtschulzeit“ (siehe Faksimile).

3:7-Niederlage für die arbeitende Bevölkerung 

Nix mit: Her mit dem Zaster, 
her mit der Marie!

Wer Stroh im Kopf hat,
fürchtet den Funken der Wahrheit
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  Werbung

Kärntens Jugendgästehäuser –
die erste Adresse für Schulsport-
und Projektwochen

  Jugendgästehaus Klagenfurt

  Jugendgästehaus Villach

  Jugendgästehaus Heiligenblut

  Int. Jugend- und Familiengästehaus
 Velden-Cap Wörth

Landessekretariat:
Telefon +43(0)463-23 00 19,
Fax +43(0)463-23 00 19-13
e-mail: oejhv-kaernten@oejhv.or.at
www.hiyou.at oder www.oejhv.or.at

DAS REISEBÜRO IN KLAGENFURT
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Vertrauen Sie den 
SLÖ-Reisepartnern!
Bacher Reisen & Carinthian Bus 
bringen Sie sicher und pünktlich 
wohin auch immer Sie mit Ihren 
Schülern reisen möchten:
•	Schulsportwochen  

in Umag & Rovinj
•	Österreich-Rundfahrten  

mit Sport & Kultur
•	Städtereisen nach Florenz, 

Rom, London, Paris, Brüssel …

Kontaktieren Sie uns für ein unverbindliches Angebot:
Bacher Reisen  9545 Radenthein 
T: 04246 / 30720 · www.bacher-reisen.at

Carinthian Bus  9020 Klagenfurt 
T: 0463 / 326 880 · www.carinthian.biz

Dienstrechtliche 
Informationen 

finden Sie unter
www.za.ksn.at

Informationen seitens 
des SLÖ gibt es unter

www.sloe-kaernten.at
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Ohne Maulkorb

Stefan schreibt: Ohne Maulkorb

„Nivellierung nach unten“ gelingt es konservativen Kräften im-
mer wieder substanzielle Veränderungen zu verhindern. Das 
Ergebnis ist ein schwammiger Kompromiss im Bereich der 
Sekundarstufe (NMS neben AHS), im Bereich der Beurteilung 
(vertiefende und grundlegende Allgemeinbildung, Festhalten 
an der Ziffernbeurteilung) im Bereich der Zentralmatura und 
Bildungsstandards (wer berücksichtigt hier die Individualität 
der einzelnen Schüler), im Bereich des Sanktionierens (härtere 
Strafen versus  Diskussion über die Motive).

Die Folge sind Verunsicherung und Demotivierung aller 
Schulpartner sowie Klagsdrohungen, Burn-Out-Erkrankungen, 
Schulverweigerer, etc. Dieser „Schulbrei“, an dem so viele, 
teilweise inkompetente Personen mitkochen, ist kein Genuss!

Die Diskussion um Reformen im Bereich der Schule sind 
etwa so alt wie die Existenz der Schulen selbst. Schon seit 
Jahrzehnten wird versucht, das traditionelle Schulsystem, das 
vielfach die alte Ständischen- und Klassengesellschaftsord-
nung vertritt, in Richtung Demokratisierung des Schulaufbau-
systems zu verändern. In erster Linie, um jedem/r gleiche 
Bildungschancen zu geben, ohne seine/ihre soziale und öko-
nomische Herkunft zu berücksichtigen. Gesetzliche Vorgaben 
haben es bis heute unmöglich gemacht, jene Schritte zu set-
zen, die in nahezu allen europäischen Staaten bereits Realität 
sind. Damit ignoriert man die Ergebnisse aller wissenschaftli-
chen Untersuchungen und das aus rein politischen Gründen. 
Mit dem verbalen Schreckgespenst „Gleichmacherei“ oder 

Viele Köche verderben den Brei

SPÖ-Kärnten unterstützt StudentInnen und setzt sich 
für Erhalt des Mozartheimes ein

„Wir wollen, dass das Studentenheim 
Mozartheim unseren Studentinnen und 
Studenten weiter als Zuhause zur Verfü-
gung steht. Wir sind davon überzeugt, 
dass das der einzig richtige Weg ist, der 
den Universitätsstandort Klagenfurt und 
die StudentInnen schützt“, versichert Lan-
desparteivorsitzender LHStv. Peter Kaiser 
den StudentInnen und Heimvertretern.
Kaiser betont, dass die SPÖ in der Lan-
desregierung gegen den von FPK und 
ÖVP beschlossenen Verkauf gestimmt 
hat. „Während FPK-Scheuch im Jahr 2010 
in einer  Regierungssitzung laut Protokoll 
noch versicherte, dass „am bisherigen 
Verwendungszweck des Mozartheimes 
weiterhin festgehalten werde“, fällt er 
den StudentInnen gemeinsam mit sei-
nen blau-schwarzen Regierungskollegen 
jetzt in den Rücken“, machte Kaiser auf-
merksam. Zudem gäbe es offenbar eine 
tiefe Spaltung zwischen FPK und ÖVP 
auf Landes und ihren Parteikollegen auf 
Stadtebene, da sich letztere längst dem 

richtigen Weg der SPÖ angeschlossen 
und sich ebenso für den Erhalt des Stu-
dentenheimes ausgesprochen haben. 

Die SPÖ sowohl auf Landes- als auch auf 
Stadtebene habe sich als einzige verant-
wortungsbewusste Partei von Anfang an 
mit den Studentinnen und Studenten 

solidarisch gezeigt. Die SPÖ-Kärnten 
brachte in der Landtagssitzung im März 
einen Dringlichkeitsantrag ein, in dem 
FPK und ÖVP aufgefordert werden, „da-
für Sorge zu tragen, dass das Hochschü-
lerhaus Mozartheim ungeachtet aller 
Maßnahmen die für die nachhaltige und 
zukünftige Nutzung des Standortes zu 
treffen sind, als Studentenwohnheim am 
Standort 9020 Klagenfurt, Mozartstraße 
61, genutzt und auch hinkünftig garan-
tiert zweckgewidmet wird“.

SPÖ-Vorsitzender 
LHStv. Peter Kaiser, 
GR Arno Arthofer, 

Stefan Sandrieser und 
Hermann Pansi (SLÖ), 
GRin Ruth Feistritzer, 

StR. Jürgen Pfeiler, 
Landesschulratsvize

präsident Rudolf Alters-
berger und Student
Innen setzen sich für 

den Erhalt des Mozarts-
heimes ein

Der Forderung nach dem Erhalt des Mozartheimes als 
StudentInnenheim verleiht die SPÖ mit einem Dringlich-
keitsantrag an den Landtag Nachdruck.
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  Satire

Horst-E. Pintarich
FSG Mitarbeiter in der Bundesvertretung –

PflichtschullehrerInnen

Die Reproduktion
der Unwahrheit

„Not next to Mary“, EU – Finanzministertreffen April 2011 – Reproduktion einer Unwahrheit (= Fotomontage)

Immer wieder meinen PolitikerInnen, 
durch Wiederholen derselben Unsin-
nigkeiten, diese als sinnvolle politische 
Maßnahme darstellen zu können, Die 
allseits beliebte und für ihre menschli-
che Wärme bekannte Finanzministerin 
reiht sich hier in eine ansehnliche Rei-
he von VolksvertreterInnen.
Die Erde ist eine Scheibe.
Die Erde ist eine Scheibe.
Die Erde ist eine Scheibe.
O, pardon, Sie lesen schon mit. Irgendwie 
muss das doch funktionieren, wenn man 
etwas nur oft genug wiederholt.
Ist den LehrerInnen zumutbar. 
Ist den LehrerInnen zumutbar. 
Ist den LehrerInnen zumutbar.
Damals in meiner Kindheit hat es doch 
auch funktioniert. Zu Weihnachten.
Ein rotes ferngesteuertes Auto.
Ein rotes ferngesteuertes Auto.
Ein rotes ferngesteuertes Auto.
Und tatsächlich, da stand es auch unter 
dem Christbaum! Also wenn es damals 
funktioniert hat …
Der Grasser ist unschuldig.
Der Grasser ist unschuldig. 
Der Grasser ist unschuldig.
Beeindruckend ist ja, wie die Frau Finanz-
ministerin die Verhandlungen über das 
neue Dienstrecht konterkariert.
Die Lehrer sind faul.
Die Lehrer sind faul.
Die Lehrer sind faul.

Sogar die eigenen Leute waren über ihre 
Aussage schockiert. Aber ich glaub mit 
Diplomatie und Menschlichkeit hat sie 
es nicht so.
Schüssel hat die Rechte gezähmt.
Schüssel hat die Rechte gezähmt.
Schüssel hat die Rechte gezähmt.
Kein Wunder bei der Kindheit im Schot-
terwerk. So ein Schotterstein ist ja jetzt 
nicht unbedingt ein Ding, das viele Emo-
tionen zeigt.
Ausländer sind kriminell.
Ausländer sind kriminell.
Ausländer sind kriminell.
Bei so Anlässen gibt es ja immer wieder 
Leute, neben denen man gerne sitzt, oder 
auch welche, naja. Sie wissen eh.
Das stell ich mir interessant vor, bei so 
einem Ministerrat der Finanzminister in 
Brüssel. Am Abend Bankette. Der litau
ische Finanzminister sitzt im Zimmer:
Not next to Mary.
Not next to Mary.
Not next to Mary.
Er sollte dem Protokollchef lieber ein paar 
Scheine in die Hand drücken. Wie das 
geht , könnte er bei Grasser lernen.
So läuft die Ministerin also wie ein Elefant 
im Porzellanladen durch die Gegend und 
zerbricht, was eben erst geklebt wurde.
Ich bin so toll.
Ich bin so toll.
Ich bin so toll.

Die Ministerin mit dem lockeren Spruch 
hat ja gar keine Ahnung davon, wie hoch 
ein Einstiegsgehalt bei LehrerInnen ist, 
was die Lebenskosten des Normalbürgers 
sind, und wie es ist, in einer Brennpunkte-
(pardon: Mittel-) schule zu unterrichten.

Die gemeinsame Schule ist pfui.

Die gemeinsame Schule ist pfui.

Die gemeinsame Schule ist pfui.

Liest man so die Pläne der Frau Minis-
terin gibt es bald gar nichts mehr, weil 
nämlich alles eingespart wird. Aber bitte 
die Reichen kann man nicht besteuern, 
weil die müssen ja für die Wahl bei Laune 
gehalten werden.

20 % mehr Gage bei 30 % mehr Arbeit 
ist ein faires Angebot.

20 % mehr Gage bei 30 % mehr Arbeit 
ist ein faires Angebot.

20 % mehr Gage bei 30 % mehr Arbeit 
ist ein faires Angebot.

Interessant ist, dass der kürzlich wiederge-
wählte Vorsitzende der GÖD gar nichts 
zur Frau Ministerin sagt. Wie hat er doch 
damals – zurecht – gegen die Schmied 
gewettert. Gegen die eigenen Leute ist es 
da schon schwieriger.

Neugebauer ist ein Sympathieträger.

Neugebauer ist ein . . .

GEH BITTE!!!



lehrerStimme
SLÖ
K ä r n t e n

sozial · demokratisch · zukunftsorientiert

Gerhild Mory, Sprachheillehrerin in 
Klagenfurt, führte folgendes Interview 
mit Michael Kalmar:

1. � Welche Vorläuferfähigkeiten soll 
ein/e Schulanfänger/in in die 
Schule mitbringen?

Kinder müssen eine Vielzahl von or-
ganischen und psychischen Voraus-
setzungen und zusätzlich etliche im 
Vorschulalter erworbene Vorkenntnisse 
mitbringen. 

Die sprachlichen Vorläuferfähigkeiten 
zählen hier zu den wichtigsten.

Bei normaler Entwicklung des Hör-
organs und anderer sprachlicher und 
nichtsprachlicher Voraussetzungen 
wie u. a. etwa Symbolverständnis und 
ausreichender kommunikativer Input 
beherrscht ein Kind etwa im Alter 
von 3 1⁄

2
 Jahren (es können aber auch 

vier Jahre werden) die Grundzüge der 
Aussprache, der Grammatik und der 
situationsgerechten Verwendung ge-
sprochener Sprache.

Im unbeeinträchtigten Spracherwerb 
verbindet sich ab dem 3. Lebensjahr 
die phonologische Entwicklung im 
Sinne von Analyse- und Diskriminie-
rungsfähigkeit sprachlicher Elemente 
mit den sich entwickelnden auditiven 
und artikulatorischen Fähigkeiten.

  

2. � Woran können wir erkennen, dass 
ein Kind die Fähigkeit zur phono-
logischen Bewusstheit bereits er-
worben hat?

Gut vorbereitet auf die Schule in die-
sem Feld sind

w  �Kinder, die nach dem 4. Lebensjahr 
nicht mehr die Babysprache ver-
wenden, wie sie noch mit 3 Jahren 
zwar nicht bei allen, aber vielen Kin-
dern auftritt: Lautumstellungen und 
Lautverwechslungen in Wörtern, die 

Die phonologische Bewusstheit gilt 
als die zentrale Vorläuferkompetenz 
für das Lesen und Schreiben. Beim Le-
sen- und Schreibenlernen müssen sich 
die Kinder von der Bedeutung eines 
Wortes lösen und ihre Aufmerksam-
keit bewusst auf die formalen Elemente 
von Sprache und Schrift –Silben, Laute, 
Buchstaben – lenken. Man spricht von 
phonologischer Bewusstheit – sie ist 
sozusagen die Vergegenständlichung 
der gesprochenen Sprache. 

Die Klagenfurter Sprachheillehrerinnen 
haben sich im heurigen Schuljahr die 
Unterstützung des Schriftspracherwerbs 
der Kinder durch Intensivförderung der 
phonologischen Bewusstheit zum Ziel 
gesetzt. Unsere Intention ist es, den 
Umgang mit der gesprochenen Spra-
che so weiterzuentwickeln, dass die 
Kinder vom Angebot des Schriftsprach-
unterrichts besser profitieren können. 

Wir bieten Unterrichtssequenzen in 
Form von Bausteinen an, die wir den 
LehrerInnen der Schuleingangsphase 
zur Verfügung stellen. Die Klassen-
lehrerin übernimmt während dieser 
Sequenz eine beobachtende und un-
terrichtsbegleitende Funktion, um den 
Kompetenztransfer sicher zu stellen. 
Da wir wissen, dass phonologische 
Fähigkeiten den Schriftspracherwerb 
nicht nur erleichtern, sondern sogar 
bis weit in die Schulzeit hinein einen 
bedeutenden Einfluss auf die Lese-und 
Rechtschreibleistungen der Kinder ha-
ben, gestalten wir pro Woche eine Ein-
heit, in der phonologische Bewusstheit 
systematisch gefördert wird. 

Diese Förderung soll den Kindern ei-
nen deutlichen Vorteil beim Lesen 
und Schreiben bringen und vor allem 
Risikokinder mit sehr schwachem Aus-
gangsniveau im Bereich der phonolo-
gischen Bewusstheit besonders profi-
tieren lassen.

Menschen – Fakten – Positonen

Interview mit Michael Kalmar

Phonologische
Bewusstheit
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hält oft sprachwissenschaftlichen Kri-
terien nicht stand; viele phonotaktisch 
bedingte Besonderheiten der deut-
schen Sprechsprache werden nicht 
berücksichtigt. 

Für Kinder mit nicht altersgemäßer Aus-
reifung der phonologischen Bewusst-
heit sind auch einfache phonotaktisch 
korrekte Lautschulungsaufgaben nicht 
lösbar, da zu „hoch“.

 4. � Besteht für sprachauffällige Kin-
der eine größere Gefahr der 
Entwicklung einer Lese-Recht-
schreibschwäche? 

Störungen der Aussprache durch myo-
funktionelle Problematik, inkorrekt er-
lernte Lautmuster und/oder artikula-
torische Entwicklungsverzögerung sind 
von den phonologischen Prozessen 
abzugrenzen. Es sind letztere, bei de-
nen ursächliche gemeinsame Zusam-
menhänge mit (späteren) Beeinträchti-
gungen des Schriftspracherwerbs ver-
mutet werden, namentlich einer nicht 
altersentsprechenden Entwicklung der 
phonologischen Bewusstheit. Kinder 
mit Ersatz- und Silbenstrukturprozessen 
und/oder Assimilationen sind daher als 
Risikokinder zu qualifizieren und bereits 
lange vor Schuleintritt identifizierbar.

5. � Welche Rolle können Sprachheil-
lehrerInnen bei der Erfassung, Be-
treuung und Begleitung von Kin-
dern mit Verzögerungen der pho-
nologischen Bewusstheit spielen?

Eine ihrer wichtigen Tätigkeitsfelder ist 
es, vor und während der ersten Schul-
zeit sicher zu stellen, dass die für den  
Schriftspracherwerb erforderlichen me-

taphonologischen Vorläuferfähigkeiten 
vorhanden sind bzw. gefördert werden.

Daher kommt den Sprachheilpäda-
gogInnen auf Grund ihrer Kompetenz 
bei der Erfassung, Betreuung und Be-
gleitung dieser Kinder eine Schlüssel-
rolle zu. Alleine sie sind LehrerInnen, 
die spezielle Ausbildungen absolviert 
haben, sind potentiell durch ihre Aus- 
und Fortbildung und ihre praktische 
Erfahrung Kompetenzträger, dieses 
Wissen in Unterricht, Betreuung und 
Aus/Fortbildung zu integrieren und 
weiterzugeben. 

Das Interview in seiner ganzen Länge 
kann auf folgender Homepage nachge-
lesen werden: 

sprachheilpaedagogik.ksn.at

Zur Person: Michael Kalmar
Sonderschuloberlehrer SR Dipl.-Päd. 
Michael Kalmár (geb. 19. 9. 1953) ist 
seit 1981 als ambulanter Sprachheil-
lehrer der Wiener Sprachheilschule, 
Besuchsschul/Praxislehrer (seit 1989), 
Lehrbeauftragter an den Pädagogi-
schen Hochschulen Wien (seit 2007), 
Baden (seit 2008), Wien/Krems (seit 
2008), Vorarlberg (seit 2009), Kärnten 
(seit 2010) und Burgenland (seit 2011), 
Schulbuchautor, Fachpublizist und 
-referent  für Sprachheilpädagogik und 
Legasthenie/LRS im In- und Ausland 
und als Senior Lecturer der AKADEMIE 
des Österreichischen Bundesverbandes 
Legasthenie, tätig; weiters Mitarbeit bei 
EU- und UN-Projekten.

Einige der Schwerpunkte seiner be-
ruflichen Tätigkeit sind:

w  �Störungen der Aussprache

  Menschen – Fakten – Positonen

Verkürzung von Wörtern, Auslassen 
von Konsonanten in Konsonanten-
verbindungen u.a. (phonologische 
Prozesse).

w  �Kinder, die mit Abzählspielen und 
Reimwörterzuordnungen gut um-
gehen können und die Silben von 
Phonemketten mit Bedeutungsgehalt 
(„Wörter“) klatschen können.

w  �Kinder, die gut peripher hören.  

w  �Kinder, die einfache Lautschulungs-
aufgaben beherrschen (nicht unab-
dingbar; Kinder mit diesem Vermö-
gen bereits vor Schuleintritt haben 
beste phonologische Voraussetzun-
gen für den Schriftspracherwerb!) 

 

3. � Was sind auditive Fallen? Ist her-
kömmliche Lautschulung im Schul- 
eingangsbereich ausreichend?

Es ist zur allgemeinen Kenntnis zu 
nehmen, dass die deutsche Sprache 
nun einmal phonemographisch unvoll-
ständig verschriftet wird: Die einzelnen 
Laute vieler Wörter werden bei ihrer 
schriftlichen Fixierung selten 1:1 abge-
bildet. Umgekehrt werden beim Lesen 
manche Grapheme sprechsprachlich 
unterschiedlich realisiert, einige sogar 
überhaupt nicht. Sogenannte „laut-
reine“ Wörter sind im Deutschen 
„Fremd“wörter!

In den Lesefibeln der Grundstufe I und 
in Stütz-, Förder- und Therapiemateria-
lien findet sich eine breite Palette von 
auditiv-phonologischen Aufgabenstel-
lungen (Lautschulungen). Bei kritischer 
Durchsicht dieser Aufgabenstellungen 
muss allerdings das vorherrschende 
Konzept der Lautschulung als poten-
tielle Lernbeeinträchtigung eingestuft 
werden. Das verwendete Wortmaterial 
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Menschen – Fakten – Positonen

w  �Vorläuferleistungen und Beeinträchtigungen des Schriftsprach
erwerbs (Legasthenie, LRS)

w  �Förderdiagnostik Türkisch sprechender Kinder

w  �Phonetik, Phonotaktik, Phonologie und Metaphonologie der 
deutschen Sprache

w  �Förderung von Kindern mit eingeschränkter Entwicklung 
der phonologischen Bewusstheit

w  �Theorie und Praxis der Förderung auditiv-phonologischer 
Kompetenzen

w  �Mobiler pädaudiologischer Dienst in der Wiener Sprach-
heilschule

Er ist Referent der Geschäftsführung der Österreichischen 
Gesellschaft für Sprachheilpädagogik, Vorstandsmitglied des 
Österreichischen Bundesverbandes Legasthenie, Mitglied der 
Österreichischen Gesellschaft für Logopädie, Phoniatrie und 
Pädaudiologie und Vorsitzender des Board of Directors der 
European Dyslexia Association.

Kontaktadresse: michael.kalmar@utanet.at

Terminaviso 
 

Wir freuen uns, dass wir den 
Jugendkulturforscher 

Mag. Bernhard  
HEINZLMAIER 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

als Hauptreferenten für die 
diesjährige Pädagogische Tagung 

präsentieren können. 
 

Wie Jugendliche 
„ticken“ 

...was sie bewegt, was sie wirklich wollen... 
 

2.6.2012 
CONGRESS CENTER 

VILLACH 
 

Details zur Tagung folgen in der nächsten 
Ausgabe der Kärntner Lehrerstimme 
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  Menschen – Fakten – Positionen

Derzeit liegt Österreich bei einem 
Beschäftigungsanteil des öffentlichen 
Dienst von 11,4 Prozent. 2008 waren 
es noch 13,5 Prozent. Das sind rund 
350.000 Personen, die beim Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden 
beschäftigt sind. 132.804 davon arbei-
ten im Bundesdienst (jeweils Vollzeit-
äquivalente), die Länder beschäftigen 

Die Beamtenrepublik Österreich ist nur 
ein Märchen. Viele Länder beschäfti-
gen deutlich mehr Mitarbeiter/innen 
im öffentlichen Dienst (Bild: pixelio.de/
Stefan Bayer)

Zu viele Beamte, zu wenig Leistung, zu 
hohe Kosten. Da s ist der Eindruck, der 
oft vermittelt wird, wenn es um den 
öffentlichen Dienst geht. Nun zeigt ein 
Vergleich der OECD: Das Märchen 
vom Beamtenparadies Österreich 
stimmt in dieser Form ganz und gar 
nicht. Warum das so ist, lesen Sie hier 
auf kommunalnet.at. 

Kein Tag vergeht, an dem nicht der öf-
fentliche Dienst Zielscheibe von Medi-
en und Politik ist. „Verwaltungsreform“ 
ist ein häufig gebrauchtes und selten 
umgesetztes Wort, möchte man mei-
nen. In der Wahrnehmung der meisten 
Menschen ist Österreich ein Beamten-
paradies. 

Mit überraschender Deutlichkeit ent-
kräftet nun eine Untersuchung der 
OECD diese Wahrnehmung. Die 
OECD (Organisation for Economic 
Cooperation and Development) ver-
einigt 34 Länder auf der ganzen Welt, 
die sich zu Demokratie und Marktwirt-
schaft bekennen (eine Liste der Mitglie-
der finden Sie hier). In einem aktuellen 
Vergleich zwischen 36 Staaten (OECD-
Mitglieds- und Partnerländer) wird der 
Anteil des öffentlichen Dienstes an der 
Gesamtbeschäftigung der Mitglieds-
länder dargestellt . Und siehe da: In 21 
Ländern ist der Anteil der öffentlich 
Bediensteten an der Gesamtbeschäf-
tigung deutlich höher als in Österreich, 
das weit unter dem OECD-Schnitt 
liegt. Auch die Entwicklung zwischen 
dem Jahr 2000 und dem Jahr 2008 
wurde untersucht. 

Die Zahlen der OECD zeigen: Der 
Anteil öffentlich Bediensteter an der 
Gesamtbeschäftigung ist in Österreich 
deutlich geringer, als in vielen anderen 
Ländern. 

142.798 Mitarbeiter/innen, die Ge-
meinden (Wien wird als Bundesland 
gerechnet) beschäftigen 74.922 Mit-
arbeiter/innen.
 
Skandinavische Länder mit 
größtem Anteil an Staatsdienern 

Im Durchschnitt betrug der Anteil des 
öffentlichen Dienstes an der Gesamt-

Das Märchen vom
Beamtenstaat Österreich

Ranking	 Land 

	 Beschäftigungs-	Beschäftigungs-	 Veränderung
		  quote	 quote	 in Prozent
		  öffentlicher	 öffentlicher	 zwischen
		  Dienst 2000	 Dienst 2008	 2000 und 2008

  1	 Norwegen	 29,5 % 	 29,3 % 	 –0,2 
  2	 Dänemark	 29,7 % 	 28,7 % 	 –1,0 
  3	 Schweden 	 27,7 % 	 26,2 % 	 –1,5 
  4	 Finnland 	 22,2 % 	 22,9 % 	 + 0,7 
  5	 Frankreich   	 21,8 % 	 21,9 % 	 + 0,1 
  6	 Ungarn	 20,4 % 	 19,5 % 	 –0,9 
  7	 Estland	 17,3 % 	 18,7 % 	 + 1,4 
  8	 Luxemburg 	 16,1 % 	 17,6 % 	 + 1,5 
  9	 Großbritannien	 16,8 % 	 17,4 % 	 + 0,6 
10	 Belgien 	 16,8 % 	 17,1 % 	 + 0,3 
11	 Kanada 	 15,9 % 	 16,5 % 	 + 0,6 
12	 Israel 	 17,3 % 	 16,5 % 	 –0,8 
13	 Australien	 15,1 % 	 15,6 % 	 + 0,5 
	 OECD Durchschnitt 	 15,2 % 	 15,0 % 	 –0,2 
14	 Irland 	 15,4 % 	 14,8 % 	 –0,6 
15	 Slowenien 	 14,3 % 	 14,7 % 	 + 0,4 
16	 USA	 14,8 % 	 14,6 % 	 –0,2 
17	 Italien	 15,3 % 	 14,3 % 	 –1,0 
18	 Tschechien	 12,8 % 	 12,8 % 	 +/– 0 
19	 Spanien	 12,2 % 	 12,3 % 	 + 0,1 
20	 Portugal 	 13,6 % 	 12,1 % 	 –1,5 
21	 Niederlande 	 12,7 % 	 12,0 % 	 –0,7 
22 	 ÖSTERREICH 	 13,5 % 	 11,4 % 	 –2,1 
23	 Türkei	   9,4 % 	 11,0 % 	 + 1,6 
24	 Slowakei	   8,6 % 	 10,7 % 	 + 2,1 
25	 Neuseeland	 10,1 % 	   9,8 % 	 –0,3 
26	 Polen	 10,8 % 	   9,7 % 	 –1,1 
27	 Schweiz	   9,9 % 	   9,7 % 	 –0,2 
28	 Deutschland	   11,1 % 	   9,6 % 	 –1,5 
29	 Chile 	   9,6 % 	   9,1 % 	 –0,5 
30	 Mexiko 	 10,9 % 	   8,8 % 	 –2,1 
31	 Griechenland 	   6,8 % 	   7,9 % 	 + 1,1 
32	 Japan 	   7,7 % 	   6,7 % 	 –1,0 
33	 Korea  		    5,7 % 	   

Die Daten im Detail

Quelle: Redaktion, OECD
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beschäftigung im Jahr 2008 in den 
OECD-Staaten 15,0 Prozent (2000: 
15,2 Prozent). Spitzenreiter in nega-

tiver Hinsicht sind ausgerechnet die 
skandinavischen Staaten, die gerade 
bei Gemeinde- und Verwaltungsrefor-

men immer wieder als Vor-
bilder genannt werden. So 
arbeitet in Norwegen fast je-
der dritte unselbstständig Er-
werbstätige (29,3 Prozent) für 
den Staat, im Ranking dicht 
dahinter Dänemark (28,7 
Prozent), Schweden (26,2 
Prozent) und Finnland (22,9 
Prozent). Das erste nicht-
skandinavische Land in die-
sem Ranking ist Frankreich 
mit 21,9 Prozent öffentlicher 
Beschäftigungsquote. 

 Die geringste öffentliche 
Beschäftigungsquote weisen 
übrigens Korea (5,7 Prozent) 

und Japan (6,7 Prozent) aus. Griechen-
land liegt mit 7,9 Prozent nur scheinbar 
gut, hier ist der Anteil ausgliederter Be-
reiche besonders hoch. 

Österreich deutlich besser als 
USA oder Kanada 

Mit seinen 11,4 Prozent Staatsdienern 
liegt Österreich übrigens noch weit 
besser, als etwa die USA, wo 14,6 Pro-
zent im öffentlichen Dienst beschäf-
tigt sind. Auch Kanada (16,5 %) oder 
Australien (15,6 %) schneiden deutlich 
schlechter, als Österreich ab. Russland 
ist mit einem Anteil von 20,1 Prozent 
auch noch unter den schlechtesten 
Ländern. Im Zeitraum zwischen 2000 
und 2008 haben Österreich und Me-
xico relativ gesehen am meisten Staats-
diener abgebaut (minus 2,1 Prozent)

Neuübernahme


PROZENT

*)



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








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  Editorial

sich diese hoch spekulativen Finanzin-
vestitionen in gigantischer Weise ver-
mehrt. Allein zwischen 1983 und 2001 
erhöhte sich der Tagesumsatz an den 
Finanzmärkten um das 50-fache, 2001 
wurde gerade noch ein Vierzigstel der 
Gesamtsumme im produktiven Sektor, 
also in der Realwirtschaft investiert. Die 
Politik sorgte dafür, dass Veräußerungsge-
winne größtenteils steuerbefreit wurden, 
die Trennung von Bankgeschäften wurde 
aufgehoben und die Banken beteiligten 
sich teils mittels billiger Kredite fleißig 
an der Zockerei. Die dabei bestehen-
den Risiken wurden durch komplizier-
te Produktkonstruktionen verschleiert 
und im Falle einer Fehlspekulation an 
die Steuerzahler weiter gereicht. CDS-
Spekulationen verteuerten die Anleihe-
zinsen fatal und treiben ganze Staaten 
(Griechenland, Portugal …) an den Rand 
des Ruins. Als Konsequenz daraus wer-
den so genannte „Rettungsschirme“ 
gebildet, in denen die Haftungen der 
Staaten, also der Steuerzahler, dem vom 
Finanzkapital vorgegebenen Zinsniveau 
hinterher laufen. Aus diesem Grunde 
müssen diese „Rettungsschirme“ immer 
mehr aufgebläht werden, was eine noch 
höheren Verschuldung der Staaten be-
wirkt. Gleichzeitig erlegt die Politik nun 
den Staatsbürgern ein Belastungspaket 
nach dem anderen auf und läuft damit 
Gefahr, die Wirtschaftsentwicklung noch 
mehr zu dämpfen und somit eine noch 
höhere Verschuldung zu riskieren.
Dass mit dieser Politik, welche die 
Finanzmärkte nach wie vor die Rich-
tung bestimmen lässt, bald „kein 
Staat mehr zu machen ist“, leuchtet 
ein. Die einzige Möglichkeit besteht 
darin, das System dort zu treffen, wo es 
ausgeufert ist, also beim Finanzkapital 
und die durch dessen Handeln in die 
Höhe getriebenen Zinsen. Die Regierun-
gen wären gefordert, die spekulativen 
Möglichkeiten des Finanzkapitals deut-
lich einzuschränken, Investitionen in das 
Realkapital zu stärken. 
Sparpakete sind dazu nicht geeignet. 
Im Gegenteil, sie verschleiern die wah-

Österreichs Staatsverschuldung betrug 
laut ÖNB 2001 67,1 % des BIP. In den 
Jahren darauf, also zwischen 2002 und 
2007 sank dieser Prozentsatz ständig 
und erreichte 2007 einen Wert von 
60,7 %. Das bedeutet also, dass die 
Staatsverschuldung trotz höherer 
Aufwendungen für den Sozialstaat 
(Arbeitslosigkeit, Krankenkassen, 
Pensionen ...) gesunken ist. In den 
60er Jahren, in denen der Sozialstaat 
am stärksten ausgebaut wurde, stieg 
dadurch die Staatsverschuldung eben-
falls nicht an. Erst 2008, also im ersten 
Krisenjahr, ausgelöst durch Spekulatio-
nen an den Finanzmärkten, stieg die 
Staatsverschuldung wieder auf 63,8 % 
und in den Krisenjahren darauf bis auf 
72 % im Jahr 2011.

Diese Entwicklung der Staatsver-
schuldung ist ein klarer Hinweis da-
rauf, dass weder die Kosten für den 
Sozialstaat ausgeufert sind noch die 
ÖsterreicherInnen über ihre Verhält-
nisse gelebt haben. Sehr wohl jedoch 
waren es die Banken und das Finanzka-
pital, welche durch ihre Gier nach im-
mer mehr Gewinn ein immer höheres, 
häufig unkalkulierbares Risiko bei ihren 
Finanztransaktionen auf sich nahmen 
und durch diesen Casinokapitalismus 
enorme Finanzeinbrüche auf den Welt-
märkten verursachten. Die Folge waren 
Bankenrettungspakete, also Geld der 
Steuerzahler, um die Banken vor einer 
Pleite zu bewahren. 

Die herrschende Politik wurde nicht 
nur zum Erfüllungsgehilfen der Inter-
essen des Finanzkapitals, sondern sie 
verabsäumte es noch dazu, dieser Ent-
wicklung eines aus allen Ufern gerate-
nen Finanzkapitals durch Gesetze und 
Änderungen der Systembedingungen 
entgegenzusteuern. 

Seit Beginn der so genannten Liberalisie-
rung, also der Möglichkeit des Finanzka-
pitals, Geldvermehrung nicht mehr an 
die Realwirtschaft binden zu müssen, 
sondern diese über teils undurchsichti-
ge Anlageprodukte zu vermehren – also 
Geld durch Geld zu vermehren – haben 

ren Zusammenhänge, verschlimmern 
die Symptome der losgetretenen Krise 
und führen mittelfristig zum endgül-
tigen Bankrott der Staaten. Stephan 
Schulmeister spricht daher zu Recht von 
„Symptomkur“ (ZIB 2, 14. 2. 2012), bei 
welcher die herrschende Politik über-
sieht, dass nicht die Staaten, sondern die 
Märkte das Problem sind, welche die 
Problematik hervorgerufen haben und 
nach wie vor ausufern lassen. 
Das Privatvermögen der Vermögenden 
in Österreich ist 2008, also im 1. Krisen-

Volksabstimmung zur
Vermögensbesteuerung
statt Belastungspakete
Mag. Gerhard Kohlmaier
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Editorial

welche im übrigen meist parteipolitisch 
vereinnahmt wurden, zeigen, gegen Null.
Realpolitisch sehe ich nur zwei Mög-
lichkeiten, die herrschende Politik zu 
einem Umdenken zu zwingen und 
den neoliberalen Raubzug zu been-
den: die „Volksabstimmung von un-
ten“ und die Gründung von Wahlge-
meinschaften.
Selbstverständlich haben das auch die 
Neoliberalen längst erkannt. Daher ha-
ben sie vorgesorgt, um Volksabstimmun-
gen zu erschweren. Der Vertrag von Lis-
sabon spricht daher nur mehr von Euro-
päischen Bürgerbegehren, welches dem 
Charakter nach der österreichischen Va-
riante des Volksbegehrens gleicht. Die 
Europäische Kommission kann dadurch 
nur gezwungen werden, sich in genau 
definierten Fällen mit einem Thema zu 
beschäftigen, an das Ergebnis des Bür-
gerbegehrens muss sie sich nicht halten. 
Auch die österreichische Gesetzgebung 
macht Volksabstimmungen abseits der 
Interessen von Regierungen und Parteien 
nahezu unmöglich. Es ist daher nicht zu 
erwarten, dass die zu Recht erfolgenden 
Rufe nach Demokratisierung, zu mehr 
Mitbestimmung im Sinne von direkter 
Demokratie, in absehbarer Zeit insofern 
von Erfolg gekrönt sein werden, als dass 
sie die direkten Mitbestimmungsrechte 
des Volkes in wesentlichen Fragen auf 
der Gesetzesebene entscheidend ver-
bessern werden. Im Gegenteil, es muss 
damit gerechnet werden, dass sie ge-
schmälert werden.
Gerade aber in dieser Situation muss 
sich ein Volk seiner Grundrechte besin-
nen und ihnen, wenn notwendig, selbst 
zum Durchbruch verhelfen. Eine „Volks-
abstimmung von unten“, welche die 
BürgerInnen selbst in die Hand neh-
men, bedarf nicht der „Genehmigung“ 
der herrschenden Politik. Alle NGOs, 
die Gewerkschaften, aber auch kirchli-
che Organisationen wie die Caritas, und 
alle daran interessierten Privatpersonen 
könnten so eine „Volksabstimmung von 
unten“ starten. Die Bekanntgabe der 
Nummer des Reisepasses oder eines 

jahr, um 8,5 % geschrumpft (Tiroler Spar-
kasse), bereits ein Jahr später befanden 
sich die Vermögenswerte wieder auf 
dem Stand von 2007 und 2010 haben 
die Vermögenden in Europa ihr Privat-
vermögen um 8,2 % vermehren können 
(Standard, 1. 6. 2011) und Österreich 
hat, bezogen auf die Bevölkerung in der 
EU, die höchste Superreichen-Dichte 
(„Global Wealth Report 2011“, Boston 
Consulting Group). 2011 haben die Fi-
nanzvermögen der Euro-Millionäre in 
Österreich um weitere 8,2 % zugelegt 
und in den kommenden Jahren wird 
dieselbe Zuwachsrate prophezeit (Val-
luga-Vermögensreport 2011). Im Ver-
gleich dazu hinkt die Lohnsteigerung mit 
durchschnittlich 0,5 % pro Jahr seit über 
10 Jahren nicht nur der Wirtschaftsent-
wicklung mit einer durchschnittlichen 
jährlichen Steigerung von 1,7 % hinterher 
(OTS-Presseaussendung der GRÜNEN, 
9. 9. 2010), sondern vergrößert darüber 
hinaus die Einkommensschere zwischen 
Arm und Reich. Es ist also eine Tatsa-
che, dass die Vermögenden trotz der 
Krise ihre Vermögenswerte deutlich 
steigern konnten. Budgetsanierung 
kann somit – neben vernünftigen 
Strukturreformen, die nicht den Ab-
bau des Sozialstaates verfolgen, aus-
schließlich durch eine massive Besteu-
erung des Vermögens erfolgen.

In dieser Situation nun versuchen Ge-
werkschaften und zahlreiche NGOs 
seit Jahren durch zahlreiche Hinweise 
auf diese ungerechte Vermögensvertei-
lung, durch Informationsveranstaltungen 
sowie durch die ein oder andere Pro-
testkundgebung die Regierung zu einer 
Änderung ihrer Steuerpolitik zu bewe-
gen. Diese Bemühungen können jedoch 
neoliberal, im Interesse des Finanzkapi-
tals agierende Parteien und Regierun-
gen nicht beeindrucken, wie das jüngs-
te Belastungspaket der österreichischen 
Bundesregierung eindrucksvoll beweist.

So richtig die politischen Analysen 
der verschiedenen Organisationen 
auch sind, es fehlt ihnen allen – aus 
unterschiedlichen Gründen – an der 
Einsicht über die entscheidenden 
Konsequenzen aus der politischen 
Realität. Mit Protestkundgebungen, 
sogar wenn sie ein stattliches Aus-
maß erreichen, lassen sich neoliberal 
agierende Regierungen nicht beein-
drucken. Die jüngsten Ereignisse in Grie-
chenland, Portugal und Spanien sind ein 
klarer Beweis dafür.

Auch das Veränderungspotential von 
Volksbegehren ist hinlänglich bekannt. Es 
geht, wie die zahlreichen Volksbegehren, 

gültigen Personalausweises zur Überprü-
fung der Gültigkeit einer Stimme und 
der Einsatz der elektronischen Medien 
könnte auf diese Weise die herrschende 
Politik gehörig unter Druck setzen. 
Zusätzlich sollten sich die verschiede-
nen Organisationen, welche bemüht 
sind Alternativen zu einer neolibera-
len Politik zu entwickeln, zusammen-
schließen und Wahlgemeinschaften 
bilden. Diese Wahlgemeinschaften kön-
nen auf Bezirks-, auf Landes- und auch 
auf Bundesebene aktiv werden und sich 
um den Einzug in die verschiedenen 
Vertretungsinstanzen bemühen. Dabei 
ist es nicht notwendig, seine Identität 
als Organisation, Initiative oder Verein 
aufzugeben. Ganz im Gegenteil, jede Or-
ganisation behält ihre Identität und auch 
ihre verschiedenen Aufgabenbereiche: 
Wahlgemeinschaft bedeutet nur, dass 
man sich in einigen wichtigen Punkten 
der politischen Einflussnahme insofern 
einig ist, als dass man in diesen Punk-
ten eine gemeinsame Politik verfolgt. 
Konkrete Vorschläge dazu existieren 
seit April 2008 (Siehe: Hans Kohlmaier, 
Aufruf zur Vorbereitung einer Wahlge-
meinschaft, http://www.steuerini.at/
archiv/interessanteartikel.htm).
Es ist erfreulich, dass in letzter Zeit zu-
mindest mehrere Organisationen die 
Bedeutung der Volksabstimmung im 
Kampf gegen neoliberale Politik er-
kannt haben. Nachdem der Forderung 
nach Volksabstimmungen, welche die 
„Steuerinitiative“ seit 1999 erhebt, von 
zahlreichen Organisationen über Jahre 
hinweg zu wenig Beachtung geschenkt 
wurde, wird sie nun jedoch auch von 
rechten Organisationen wie der EU-Aus-
trittspartei, aber auch vom BZÖ und der 
Strache-FPÖ populistisch aufgearbeitet. 
Wieder einmal haben die so genann-
ten Fortschrittlichen eine wesentliche 
Frage so lange vernachlässigt, bis die-
se von den Rechten zur Entartung frei-
gegeben wird. 
Aber auch Organisationen wie die So-
lidarwerkstatt, ATTAC, mehr demokratie, 
volxabstimmung usw. haben zwar spät, 
aber doch erkannt, dass die Forderung 
nach Volksabstimmung den demokra-
tischen Lebensnerv trifft und daher in 
den Mittelpunkt des politischen Tuns zu 
stellen ist. Was fehlt, ist das gemein-
same Vorgehen in der Sache, was 
fehlt, ist die politische Erkenntnis, 
dass man solche Volksabstimmungen 
selbst durchführen muss. Gepaart mit 
Wahlgemeinschaften könnten „Volks-
abstimmungen von unten“ die Regie-
rungen zur Umsetzung des Volkswil-
lens zwingen. An die Arbeit!
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Überwältigend war der Ansturm zum heu-
rigen Heringsschmaus des SLÖ-Klagenfurt 
mit BINGO-Spiel ins Messerestaurant. 
Mehr als 150 Gäste sowie zahlreiche 
Ehrengäste folgten der Einladung von 
Vors. Ilse Domenig, unter ihnen SPÖ-
Vors. LHStv Dr. Peter Kaiser, SPÖ-Vors. 
Vizebgm. Maria-Luise Mathiaschitz, 
LAbg. Ines Obex-Mischitz, StR. Jürgen 
Pfeiler, GR Ruth Feistritzer, GR Martin 
Lemmerhofer, LSI Sabine Sandrieser, 
LSR-Kollegiumsmitglied Ulf Sereinig mit 
Begleitung, sowie der ZA-Vorsitzende des 
Burgenlandes Hans Farkas und sein Stell-
vertreter Elmar Benedek. 
Am Bingospiel beteiligten sich auch Ver-
treter der ÖBV, ZA-Vors. Hermann Pansi, 
SLÖ-Villach-Vors. Angelika Berchtold-Ko-
roschitz, ZA-Mitglied Evelin Nuart, DA-
Villach-Vors. Karl Jereb, GÖD-Landesse-
kretär Florian Scheiber, sowie zahlreiche 
Jungpensionist/Innen.
Es gab auch wieder tolle Preise zu gewin-
nen: 1 Wellnessgutschein gesponsert von 
der ÖBV, 1 Damenfahrrad gespendet von 
Maria-Luise Mathiaschitz, 1 Herrenfahrrad 
von GR Jürgen Pfeiler, 2x Diner & Casino 
von LHStv Dr. Peter Kaiser sowie 2x Diner 
& Casino von den Casinos Austria sowie 

der 1. mobilen Kosmetikerin in Klagenfurt 
Raffaela Willroider, je 1 City-Arcaden-
Gutschein über E 50.– von LSR-Vize-
präs. Rudi Altersberger sowie LAbg. Ines 
Obex-Mischitz, 1 Jaques-Lemans-Uhr 
von SLÖ-Vors. Hermann Pansi,  5x 2 Gut-
scheine für ein Mittagessen in der Nu-
delwerkstatt La pasta, 1 Kunstwerk von 
Elisabeth Bleiweiß-Vogel, 1 Gemälde von 
Fritz Leopold, 1 Kofferset von GR Ruth 
Feistritzer,  1 Kaffeemaschine der ÖBV, 
2 Festina-Uhren gesponsert von Schmuck 
Engelhardt. 
Der SLÖ gratuliert folgenden Gewinner/
innen: Inge Kopanz, Uli Kraßnitzer, An-
gelika Jessner, Robert Germ, Norbert 
Krebs, Petra Hotschnig, Daniela Moli-
nari, Inge Puntschart, Renate Gladitsch, 
Doris Köfeler, Felizitas Groß, Dagmar 
Klatzer-Unterköfler, Robert Münzer, 
Alexandra Mikula, Beate Wendl, Chris-
tine Huber, Verena Tischler und Kerstin 
Karnel-Marchart. 
Der Heringsschmaus hat wunderbar ge-
schmeckt. Musikalisch umrahmt wurde 
unsere Veranstaltung durch das Villacher 
Lehrer-Trio „Spring“. Die Besucher erleb-
ten einen spannenden, unterhaltsamen 
und sehr gemütlichen Abend.

Traditionsveranstaltung des SLÖ Klagenfurt-Stadt 

Mehr als 150 Gäste beim
heurigen SLÖ-Heringsschmaus
mit BINGO
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Petra ist eine durchschnittliche Schülerin. Ihr Vater, Inha-
ber eines kleinen Lebensmittelgeschäftes, möchte, dass 
seine Tochter das Gymnasium besucht. Petras Leistungen 
entsprechen den Erwartungen des Vaters leider nicht. 
Der Vater veranstaltet in seinem Geschäft ein Preisaus-
schreiben. Der Gewinner des Hauptpreises (zwei Flug-
tickets), ist ganz zufällig der Mann von Petras Lehrerin. 
Und zur Freude aller, verbessern sich auch Petras Schul-
leistungen so, dass einem Gymnasiumbesuch nichts im 
Weg steht.

(vgl. Lobbyist Hochegger zahlt für Farbstilberatung an Gattin 
des ÖBB-Managers Nigl, der unabhängig davon Hochegger 
mit Millionenaufträgen versorgt)

Michi hat ähnliche Schwierigkeiten wie Petra, aber auch 
er schafft es ins Gymnasium. Ein Jahr später erhält der 
Lehrer einen vierstelligen Betrag von Michis Mutter über-
wiesen. Keinesfalls eine Bestechung! Als Michi schon 
nicht mehr an der Volksschule war, hat der Lehrer seine 
Mutter über Bildungswege in Österreich beraten und 
dafür ein Beraterhonorar erhalten.

(vgl. Ex-Minister Scheibner erhält Zahlungen von Eurofighter. 
Mit der Auftragsvergabe hatte dies selbstverständlich nichts 
zu tun)

Lehrerzimmergespräch:

Blitz: … also wie gsogt, ih hob mitkassiert oder hob ich, 
do tauch ih net auf, net?

Sauber: Jaaaaaa okay.

Blitz: Versteh.

Sauber: Ober, ober daun , no,  dass ma sogst wirs glaufen 
is. Ih hob a Rechnung gstellt.

Blitz: Jo.

Sauber: Weil ich was getan hab?

Blitz: Jo, du host, du host zusammenbrocht, dass die 
positiv obschliaßn können.

Sauber: Wo woar mei Leistung?

Blitz: Deine Leistung war, ah, deine Leistung woar, ahhhh, 
dass du, i bin jetzt völlig durcheinander wegen der an-
deren Gschicht, vollkommen, weil i hob des.

Sauber: Ja, denk kurz nach bitte und ruaf mi daun no amoi 
an und zwar ahhh einfach, dass da a paar so Stichworte 
mochst, wenn’s mi morgen fragen , wei des , wann ’s mi 
morgen fragen, die andere Gschicht, hob i keine einzige, 
do hob i koa Antwort …

(vgl. Telefonate des Herrn Meischberger)

Frau Lehrerin M. erlässt in ihrer Klasse eine neue Sitzord-
nung. Gegen heftige Proteste der MitschülerInnen, darf 
Fritzi bei den Schularbeiten nun immer gleich neben 
dem Lehrertisch sitzen, von wo er gute Einsichten in 
die Aufzeichnungen der Lehrerin genießt. Über einen 
Bekannten von Fritzis Vater erhält die Lehrerin später 
eine neue EDV-Ausstattung.

(vgl. Hubert Gorbach weist den Vorwurf der Bestechlichkeit 
in Zusammenhang mit der von ihm erlassenen telekom-
freundlichen Universaldienstleistungsverordnung von sich.)

Der Schulschluss naht, aber noch sind nicht alle Noten 
nach Wunsch. Ein Elternverein engagiert einen Adven-
ture-Spezialisten und lädt das LehrerInnenteam und den 
Bezirksschulinspektor über Pfingsten zu einem netten 
verlängerten Wochenende in einem Schloss ein. Das 
Schuljahr endet für alle positiv.

(vgl. Telekom bezahlt Mensdorff-Pouilly für Jagdausflüge nach 
Schottland mit Mitgliedern des Kabinett Schüssel und des 
Telekom-Aufsichtsrates.)

Bildungsstandardsüberprüfungen stehen an. Das Kollegi-
um einer nicht näher zu nennenden Schule beschließt, 
die Lösungen der Testaufgaben an die Tafel zu schreiben. 
Alle SchülerInnen der Schule schließen die Tests mit her-
vorragenden Ergebnissen ab. Die LehrerInnen erhalten 
Auszeichnungen für ihre außerordentlichen Leistungen.

(vgl. Kurz vor Börsenschluss springt der Kurs der Telekom-
Aktie über einen definierten Wert, wodurch rund 9 Millionen 
Euro Erfolgsprämie für 100 Spitzenmanager fällig werden.)

„Trockenlegen der 
Sümpfe und sauren Wiesen“

Aus Platz- und Pietätsgründen können wir nicht alle Korruptionsfälle und die 
darin verwickelten PolitikerInnen der sogenannten „Wenderegierung“ auflisten.

Der damalige Bundepräsident Kirchschläger hatte 1980 bei seiner Rede mit dem in der Überschrift erwähnten Zitat 
wohl nicht gerechnet, dass Österreich 30 Jahre später in den Everglades der schwarz-blauen Korruption versinkt...
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Geplantes Jahresprogramm 2012
Bei unserem Stammtisch im Dezember wurden die Wander- und Reisepläne für das Jahr 2012 besprochen. Hier die An-
gaben nach Monaten.

Die flotten Pensionistinnen und Pensionisten sind wieder viel unterwegs. Willkommen sind alle, die Zeit und Lust haben. 
Detaillierte Ausschreibungen erfolgen rechtzeitig.

April

Kirche Maria im Graben, Möderndorf und Leonhardskirche bei Tröpolach (mit Dr. Günther Biermann)

Mai

Idrija, die älteste slowenische Bergwerkstadt (mit OSR Alois Sticker)

Juni

Piran (mit RR Adi Raup)
Fleißtal und Apriacher Stockmühlen (mit Dr. Günther Biermann)

Juli

Wanderung am Millstätter Berg (mit SR Hermann Stellmann)

August

In den St. Pauler Bergen (mit Dr. Günther Biermann)

September

Vier Tage Gardasee (mit RR Adi Raup)

Wie bei allen Planungen: Änderungen kann es geben.

Nun noch die Verteilung der Ehrenämter: Die angeführten Reiseleiter werden ihre Aufgaben wie bisher vortrefflich erfüllen, 
ich werde die Einladungen schreiben und IHR werdet so lieb sein und für herrlichstes Wetter sorgen, dann passt ja alles!

Auf fröhliche Begegnungen freut sich eure Sigrid Draxl
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Glückwünsche zum Geburtstag

Impressum:
Medieninhaber (Verleger) und Herausgeber: 
SLÖ-Landesgruppe Kärnten. 
Redaktion: Hermann Pansi, Manfred Stranacher und 
Stefan Sandrieser, 10.-Oktober-Straße 28, 
9020 Klagenfurt am Wörthersee.
Gestaltung: Satz & Design Schöffauer, Ebentaler Str. 100, 
9020 Klagenfurt am Wörthersee.
Druck: Satz & Druck Team DruckereigesmbH 
Feschnigstraße 232, 9020 Klagenfurt am Wörthersee.
Offenlegung nach § 25 MedienG. Medieninhaber:	  
SLÖ-Landesgruppe Kärnten, Hermann Pansi, 10.-Oktober-
Straße 28/I, 9020 Klagenfurt am Wörthersee. 
Erklärung über die grundlegende Richtung: sozialdemo-
kratische Bildungs- und Schulpolitik. Namentlich gezeich-
nete Artikel geben die Meinung des/der Autors/Autorin 
wieder.           www.sloe-kaernten.at  |  sloe-ktn@spoe.at
Erscheinungsort u. Verlagspostamt: 9020 Klagenfurt 
Retouren an Postfach 555, 1008 Wien

100 Jahre:
Hildegard Stifnig

90 Jahre:
Hermine Kraiger
VD Mag. Margarethe Suschnig
NR a.D. OSR Heinz Gärtner

85 Jahre:
VD OSR Vinzenz Kleewein
SD SR Martin Almasy
Gertrude Brandstätter
BD OSR Herwig Huber
HD David Suntinger
HD OSR Erich Oberländer
SR Josefine Müller
HD SR Elfriede Dauschan
VD OSR Aurelia Rom
SD SR Maria Schurz
VD OSR Hermann Juritsch
VD OSR Karl Samonig

80 Jahre:
VD OSR Josef Wollein
VD OSR Albert Mack
Anneliese Filzmaier
VD Alice Schäffel
Karoline Winter

75 Jahre:
VD Hedwig Aichernig
BD SR Elisabeth Kuess

70 Jahre:
Birgit Koch
Marlies Matschnig
Gerd Steinwender

VD Dietlinde Buchleitner
HD Gerhard Velisek
Edda Egger
VD OSR Wiltrud Hauptmann
Helmut Piber
SR Inge Maurer

65 Jahre:
VD OSR Johannes Tolmaier
SR Franz Knes
HD OSR Alois Sticker
Ute Galler
Christa Marx
SR Max Raninger
Dorothea Großegger
SR Gertrud Zimek
HD OSR Manfred Fleischhacker
SR Dorothea Werhonig
SR Christine Rainer
Christa Loibnegger
Mag. Peter Ebner
Helga Isatitsch
SR Wolfgang Kreuzer
HD Edith Florian
Renate Barta
HD OSR Ingeborg Steiner
Gert Weinhandl
SR Manfred Högler
Sybille Gisela Smolak
VD OSR Romana Peter
Ruth Schüssler
Maria Martinovic 

60 Jahre:
Ingrid Baier
VD Agnes Klein
VD OSR Friedrich Leitner

SR Karin Papst
Mag. Irene Lyssy
Mag. Waltraud Lyssy
Julius Steindorfer
Hans Häuser
Hans Jurz
Harald Kunstätter
SR Felicitas Tripolt
Heidemarie Kerschbaumsteiner
Elisabeth Princic
Veronika Kainz
SR Maria Troppan
Helmut Keuschnig
Margarethe Obid
VD Monika Ginhart
Egon Mösslacher
Margit Decker
Christine Gabriel
SD OSR Mag. Franz Valentinitsch
Sieglinde Volleritsch
Martina Smoliner
Sieglinde Mirnig
Monika Jelenc
Elfriede Ossig
Christiane Klavora
Rudolf Hasler
Michaela Ebner
OSR HD Mag. Dr. Dietmar Pizzato
Monika Kaimer
SR Isolde Reeve
VD Josef Kraiger
Ingrid Roschen
Maria Salcher
SR Wilfried Rom
VD OSR Karl Wunder
Blandine Huber
Astrid Tabernig
VD Ernestine Trattnig

Jänner bis April 2012


